
Evangelische Kirche in Österreich 
Oberkirchenrat A. und H,B, 

Bundeskanzleramt Österreich 

Ballhausplatz 2 

1010Wien 
Mit E-Mail an: iii1@bka,gv.at, manuel.treitinger@bka.gv.at 

sowie an begutachungsverfahren@parlament.gv.at 

STG01; 2405/2015 
Bitte auf allen Schreiben immer die 

Geschäftszahl des Kirchenamtes anführen. 

Wien, 10. November 2015 

Betreff: 2. Dienstrechts-Novelle 2015, G2: BKA-920.196/0006-1I1/1/2015, Stellungnahme 

Im Rahmen des Begutachtungsrechtes nach § 14 Bundesgesetz vom 6. Juli 1961 über äußere 
Rechtsverhältnisse der Evangelischen Kirche, BGBI. 182/1961, ergeht die nachstehende 
Stellungnahme: 

Zu § 5 Abs. 3 erster Satz, § 7 Abs. 3 und § 7a RGV 1955: 

Bereits durch die Dienstrechts-Novelle 2015, Bundesgesetzblatt I Nr. 65/2015, wurde vom 
Ersatz des tatsächlich entrichteten Fahrpreisees abgerückt und wurden stattdessen fixe 
Erstattungsbeträge gesetzlich festgelegt. Nunmehr soll anstelle dieser fixen Beträge ein zu 
berechnender Beförderungszuschuss treten, wobei an festen Sätzen anstelle des Ersatzes der 
tatsächlichen Auslagen festgehalten wird. 

Die Beibehaltung dieses Systems der Erstattung von Fixbeträgen wird nicht beführwortet. Der 
Zuschuss müßte regelmäßig an die Fahrpreisentwicklung angepasst werden, oder es kommt 
zum Einfrieren des Zuschusses und zur nurmehr anteiligen Erstattung von Fahrkosten. Es 
kann außerdem zu einer Ungleichbehandlung kommen, wenn z. B. auf Hauptverkehrsrouten 
günstigere Fahrpreise möglich sind, im ländlichen Raum für die gleiche Kilometeranzahl jedoch 
nicht. 

Eine Deckelung in der Höhe von 52 Euro ist außerdem unsachlich und nicht nachvollziehbar. 
Der Fahrpreis 2. Klasse mit der ÖBB von Wien nach Bregenz (einfach) beträgt zum Beispiel 
75,20 Euro und würde nicht zur Gänze erstattet. Würde die gleiche Strecke mit dem Flugzeug 
zurückgelegt werden, würde jedoch nach § 9 RGV 1955 voller Ersatz geleistet. 
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Es darf zudem in Erinnerung gerufen werden, dass sich der Rechnungshof für den Ersatz der 
tatsächlich entstandenen Kosten und gegen tarifunabhängige fixe Erstattungsbeträge 
ausspricht (siehe Stellungnahme zur Dienstrechtsnovelle 2015 vom 17. April 2015, GZ 
300 072/026-281/15). 

Frist zur Stellungnahme: 

Der vorliegende Entwurf wurde am 2.11.2015 mit einer Begutachtungsfrist bis 9.11.2015, somit 
einer Frist von lediglich 6 Arbeitstagen, versendet. Gemäß § 9 Abs. 3 der WFA-Grundsatz­
Verordnung (WFA-GV), BGBL II Nr. 489/2012 i.d.g.F., soll den zur Begutachtung eingeladenen 
Stellen jedoch im Regelfall eine Begutachtungsfrist von mindestens sechs Wochen zur 
Verfügung stehen. Die Evangelische Kirche in Österreich weist darauf hin, dass diese Frist im 
vorliegenden Fall ohne nähere Begründung signifikant unterschritten wurde. Dies wiegt umso 
schwerer, da in den letzten 14 Tagen eine Vielzahl von unfangreichen Entwürfen mit 
vergleichbar kurzen Fristen zur Begutachtung vorgelegt wurden. 

Dr. Heim Tichy 

Oberkirchenrat 

Für den Oberkirchenrat A.u.H.B. 

Mag. Karl Schiefermair 

Oberkirchenrat 
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